
■ Festsetzung der Grundsteuer für das
Kalenderjahr 2016 nach § 27 Abs. 3
Grundsteuergesetz (GrStG) vom
07.08.1973 (BGBl I S. 965)
Der Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu)
hat in seiner Sitzung am 21.01.2016 die
Hebesätze der Grundsteuer A auf 250
v.H. und der Grundsteuer B auf 380
v. H. für das Kalenderjahr 2016 fest-
gesetzt. Gegenüber dem Kalenderjahr
2015 ist keine Änderung eingetreten,
so dass auf die Erteilung von Steuer-
bescheiden für das Kalenderjahr 2016
verzichtet werden kann.
Für alle diejenigen Grundstücke, deren
Messbeträge sich seit der letzten Be-
scheiderteilung nicht geändert haben,
wird deshalb durch diese öffentliche
Bekanntmachung die Grundsteuer für
das Kalenderjahr 2016 in der zuletzt
für das Kalenderjahr 2015 veranlagten
Höhe festgesetzt. Die Fälligkeiten so-
wie die Höhe der festgesetzten Grund-
steuer sind aus den zuletzt erteilten
Steuerbescheiden zu entnehmen.
Mit dem Tage der öffentlichen Be-
kanntgabe dieser Steuerfestsetzung
treten für die Steuerschuldner die glei-
chen Rechtswirkungen ein, wie wenn
ihnen an diesem Tage ein schriftlicher
Steuerbescheid zugegangen wäre

(§ 27 Abs. 3 Satz 2 GrStG).
Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Festsetzung kann inner-
halb eines Monats nach ihrer Bekannt-
gabe entweder Widerspruch eingelegt
(siehe 1.) oder unmittelbar Klage erho-
ben (siehe 2.) werden.
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird:
Der Widerspruch ist schriftlich oder
zur Niederschrift bei der Stadt Kemp-
ten (Allgäu) in Kempten (Allgäu) ein-
zulegen. Er kann auch elektronisch
mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur nach dem Signaturgesetz un-
ter der Adresse poststelle@kempten.de
eingelegt werden. Sollte über den Wi-
derspruch ohne zureichenden Grund
in angemessener Frist sachlich nicht
entschieden werden, so kann Klage
bei dem Bayerischen Verwaltungsge-
richt in Augsburg, Postfachanschrift:
Postfach 112343, 86048 Augsburg,
Hausanschrift: Kornhausgasse 4,
86152 Augsburg, schriftlich oder zur
Niederschrift des Urkundsbeamten
der Geschäftsstelle dieses Gerichts
erhoben werden. Die Klage kann nicht
vor Ablauf von drei Monaten seit der
Einlegung des Widerspruchs erhoben
werden, außer wenn wegen besonde-
rer Umstände des Falles eine kürzere

Frist geboten ist. Die Klage muss den
Kläger, den Beklagten -Stadt Kempten
(Allgäu)- und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen
bestimmten Antrag enthalten. Die zur
Begründung dienenden Tatsachen und
Beweismittel sollen angegeben, der
angefochtene Bescheid soll in Urschrift
oder in Abschrift beigefügt werden.
Der Klage und allen Schriftsätzen
sollen Abschriften für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden. Bei einem
erfolgreichen Widerspruch entstehen
dem Widerspruchsführer keine Kosten;
ist der Widerspruch erfolglos oder wird
er zurückgenommen, hat derjenige,
der den Widerspruch eingelegt hat, die
Kosten des Widerspruchsverfahrens zu
tragen.
2. Wenn unmittelbar Klage erhoben
wird:
Die Klage ist bei dem Bayerischen
Verwaltungsgericht in Augsburg,
Postfachanschrift: Postfach 112343,
86048 Augsburg, Hausanschrift:
Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg,
schriftlich oder zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle
dieses Gerichts zu erheben. Die Klage
muss den Kläger, den Beklagten -Stadt
Kempten (Allgäu)- und den Gegenstand

des Klagebegehrens bezeichnen und
soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen
angegeben, die angefochtene öffentli-
che Festsetzung soll in Urschrift oder
in Abschrift beigefügt werden. Der
Klage und allen Schriftsätzen sollen
Abschriften für die übrigen Beteiligten
beigefügt werden.
Hinweise:
➢ Durch das Gesetz zur Änderung

des Gesetzes zur Ausführung der
Verwaltungsgerichtsordnung vom
22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde
im Bereich des Kommunalabga-
benrechts ein fakultatives Wider-
spruchsverfahren eingeführt, das
eine Wahlmöglichkeit eröffnet zwi-
schen Widerspruchseinlegung und
unmittelbarer Klageerhebung.

➢ Ein elektronisch eingelegter Wider-
spruch muss mit einer qualifizierten
elektronischen Signatur nach dem
Signaturgesetz versehen sein. Eine
elektronische Widerspruchseinle-
gung ohne qualifizierte elektroni-
sche Signatur ist unzulässig.

➢ Kraft Bundesrechts ist in Prozessver-
fahren vor den Verwaltungsgerich-
ten seit 01.07.2004 grundsätzlich
ein Gebührenvorschuss zu entrich-
ten.

➢ Durch die Einlegung eines Rechts-
mittels wird die Wirksamkeit dieser
Steuerfestsetzung nicht gehemmt,
insbesondere die Einziehung der
angeforderten Steuer nicht aufgehal-
ten.

➢ Bei einem erfolgreichen Wider-
spruch entstehen dem Wider-
spruchsführer keine Kosten; ist der
Widerspruch erfolglos oder wird er
zurückgenommen, hat derjenige,
der den Widerspruch eingelegt hat,
die Kosten des Widerspruchsverfah-
rens zu tragen.

■ Haushaltssatzung des Zweckverban-
des für Abfallwirtschaft Kempten (All-
gäu) – ZAK für das Haushaltsjahr 2016
Die Haushaltssatzung des Zweckver-
bandes für Abfallwirtschaft Kempten
(Allgäu) – ZAK für das Haushaltsjahr
2016 wurde im Amtsblatt der Regie-
rung von Schwaben Nr. 3 vom 1. März
2016 (Seite 41) bekannt gemacht.

■ Inkrafttreten eines Bebauungsplans
der Stadt Kempten (Allgäu);
Viertes Änderungsverfahren des Bebau-
ungsplans „Am Göhlenbach“
Satzungsbeschluss und Rechtskraft des
Bebauungsplans
Der Stadtrat der Stadt Kempten (Allgäu)
hat in seiner Sitzung am 10.03.2016 die
während der öffentlichen Auslegung
des Bebauungsplanentwurfs abgegebe-
nen Stellungnahmen zur vierten Än-
derung des Bebauungsplans „Am Göh-
lenbach“ im Bereich des Edelweißweges
zwischen Adenauerring und der Straße
„Am Göhlenbach“ behandelt und den
Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 als Sat-
zung beschlossen. Der Bebauungsplan
besteht aus Planzeichnung, Zeichen-
erklärung zur Planzeichnung, den pla-
nungsrechtlichen Festsetzungen durch
Text, den örtlichen Bauvorschriften, der
Begründung mit Umweltbericht, den
textlichen Hinweisen und nachrichtli-
chen Übernahmen sowie einer Anlage
in der Fassung vom 03.03.2016 und
wird im Stadtplanungsamt im städti-
schen Verwaltungsgebäude Kronenstra-
ße 8, 3. OG, Zimmer 309-311, während
der Dienststunden zu jedermanns Ein-
sicht bereit gehalten. Über den Inhalt
des Bebauungsplans mit Begründung
wird auf Verlangen Auskunft erteilt.
Mit dieser Bekanntmachung tritt der
Bebauungsplan in Kraft.
Hinweise:
1. Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden

unbeachtlich:

eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
bis 3 beachtliche Verletzung der dort
bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften,
eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung
der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des
Flächennutzungsplans und
nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,
wenn sie nicht innerhalb eines
Jahres seit dieser Bekanntmachung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a beachtlich sind.

2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 BauGB über die Gel-
tendmachung etwaiger Entschädi-
gungsansprüche nach den §§ 39-42
BauGB und die Vorschriften des
§ 44 Abs. 4 BauGB über das
Erlöschen der Entschädigungs-
ansprüche bei nicht fristgemäßer
Geltendmachung wird hingewiesen.

Nr. 8/16, Samstag, 12. März 2016
Herausgegeben von der Stadt Kempten (Allgäu)

Öffnungszeiten Stadtverwaltung:
Montag–Freitag 8–12 Uhr, zusätzlich
Mittwoch 12–13 Uhr, Montag 14.30–17.30 Uhr
Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb
dieser Zeiten individuelle Termine zu
vereinbaren, sowie die Online-Services unter
www.kempten.de/de/virtuelles-rathaus.php.

Die (08 31) 115 – eine Nummer
für alle Behördenfragen:
Montag–Freitag 7.30–18 Uhr


